
Augenauswischerei
Zum Bericht „Fehlen der Region
bald 50 000 Fachkräfte?“ vom 18.
Mai:

„Sollte es der Fall sein, dass in
der heimischen Wirtschaft bald
Fachkräfte fehlen, dann wurde in
der Vergangenheit falsch ausgebil-
det. Aber ganz so ist es nicht. Neh-
men wir zum Beispiel BMW. Hier
arbeiten Hunderte von Facharbei-
tern, darunter Techniker oder Mit-
arbeiter mit Meisterbrief, an den
Montagebändern und haben keine
Chance, sich beruflich weiter zu
entwickeln. Die meisten davon ha-
ben dafür viel Freizeit und Geld ge-
opfert, um festzustellen, dass es ih-
nen im Endeffekt nichts bringt.
Wenn z. B. jemand mit einer Aus-
bildung als Kfz-Elektriker nicht
entsprechend eingesetzt wird, ist
sein Wissen, was Technik betrifft,
in der heutigen Zeit bald überholt.

Wenn ich dann lese, was Firmen
wie BMW unternehmen, um auch
mit einer älteren Belegschaft er-
folgreich zu bleiben, dann nenne
ich das Augenauswischerei. Ich ra-
te den Medien dringend, nicht nur
mit Firmen zu reden, sondern auch
mit betroffenen Mitarbeitern, z. B.
auch über die Rente mit 67 Jahren.
Da sieht es dann ein bisschen an-

ders aus. Warum haben wir einen
bundesweiten Anstieg von Arbeit-
nehmern mit psychischen Erkran-
kungen zu verzeichnen?

Holzböden, angepasste Arbeits-
schuhe und Armgelenksmanschet-
ten, das ist der heutige Standard
zur Arbeitssicherheit. Wenn man
wirklich etwas für Arbeitnehmer
tun wollte, müsste man endlich die
Angst um den Arbeitsplatz und die
Überlastung wegnehmen. Was
nützt ein Holzboden, wenn ich
den ganzen Tag rennen muss, um
mein Pensum zu schaffen, weil die
Auslastung über 100 Prozent liegt?
Bei diesen Arbeitsbedingungen ist
es kein Problem, die gesetzliche
Schwerbehindertenquote zu erfül-
len, die wird im Hause selbst ge-
schaffen. Rente mit 67, lächerlich.
Jeder ist froh, wie bei BMW, wenn
er einigermaßen gesund mit einem
Altersteilzeitvertrag ausscheiden
kann.“ Josef Menrath

DGB-Kreisvorsitzender
Rottal-Inn

Sparen ohne Ideale
Zum Bericht „Länder-Finanzmi-
nister gegen Bafög-Aufstockung“
vom 22. Mai:

„Der Vorstoß von Bayern und
Hessen klingt nicht nachvollzieh-
bar. Denn wenn die Finanzlage

wirklich so dramatisch aussieht,
dass sich beide Bundesländer kei-
ne höheren Bildungsausgaben leis-
ten können, stellt sich die Frage,
wieso sie vor wenigen Monaten
noch dem Steuers(ch)enkungspa-
ket für Besserverdienende zuge-
stimmt haben. Daher müssen sich
Roland Koch und Horst Seehofer
die Kritik gefallen lassen, Politik
mit zweierlei Maß zu betreiben, bei
der immer weniger das Gemein-
wohldenken eine Rolle spielt, son-
dern ob eine Gruppe eine Lobby
hat. Jene scheint für die junge Ge-
neration innerhalb von CDU und
CSU aber nicht zu existieren, wes-
wegen beide Parteien sich nicht
wundern dürfen, dass sie immer
mehr den politischen Nachwuchs
verlieren. Denn wie soll man sich
als junger Mensch für eine Grup-
pierung begeistern, die scheinbar
ohne Ideale an der Zukunft
spart?“ Rasmus Ph. Helt

Hamburg

Selbst pflegebedürftig
Zum Bericht „Pflege-Mindest-
lohn kommt“ vom 21. Mai:

„Die Einführung eines Mindest-
lohnes ist längst überfällig und an-
gemessen. Der ,Pflege‘ chronisch
Kranker stehen weitere Verände-
rungen bevor. Im Zuge der einge-
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leiteten Reform der Sozialversi-
cherungssysteme wird die Finan-
zierung über die Pflegeversiche-
rung immer unsicherer. Die Rah-
menbedingungen für die Alten-
und Behindertenhilfe stehen vor
einer negativen Veränderung.
Standardverschlechterungen wer-
den aufgrund leerer Kassen hinge-
nommen. Politisch kommt es zu ei-
ner gewollten Verlagerung in den
ambulanten und familiären Be-
reich. Ambulante Versorgung so-
wie alternative Wohnformen sind
günstiger als der stationäre Aufent-
halt.

Die jetzt vorgeschlagene Famili-
enpflegezeit wird sich größtenteils
nicht bewähren. Singlehaushalte,
Doppelverdiener in der Familie,
um den Lebensstandard erhalten
zu können, räumliche Grenzen
und vor allem die physische und
psychische Belastung garantieren
diesem Modell einen bescheide-
nen Erfolg. Die ,Pflege‘ wird wei-
terhin selbst ,pflegebedürftig‘ blei-
ben.“ Wolfgang Stich

Bayerisch Eisenstein

Aussage wie Hohn
Zur Berichterstattung über die
Schuldensituation in Deutsch-
land und zur Euro-Krise:

„Man musste kein Prophet sein,

um vorhersagen zu können, dass
die schwarz-gelbe Bundesregie-
rung nach der NRW-Wahl den Bür-
gern finanzielle Grausamkeiten,
sprich Steuererhöhungen und
Streichung von Sozialleistungen,
zumuten würde. Eine Frechheit ist
dabei der Vorwurf der Kanzlerin,
die Bürger würden über ihre Ver-
hältnisse leben und müssten den
Gürtel enger schnallen. In Wirk-
lichkeit ist es doch so, dass der
deutsche Steuerzahler für die Grie-
chen, die ein Jahrzehnt über ihre
Verhältnisse gelebt haben und des-
halb dem Staatsbankrott entgegen-
steuern, bluten müssen.

Bei dem Rettungspaket für das
marode Griechenland trieb die zu-
nehmende Verflechtung von Poli-
tik und Europäischer Zentralbank
gefährliche Blüten. So durchbrach
EZB-Präsident Jean-Claude Tri-
chet das Tabu, dass die EZB nie-
mals Staatsanleihen, sprich grie-
chische Ramschanleihen, kaufen
dürfe. Anrüchig ist zudem, dass
der Franzose Trichet vorrangig
französischen Banken unter die
Arme griff. Dabei ließ sich die einst
gelobte ,eiserne‘ Lady Angela Mer-
kel von ihrem französischen
,Schmusefreund‘ Nicolas Sarkozy
zur Zustimmung bezirzen. Den
deutschen Steuerzahlern schwir-

ren noch immer die unvorstellba-
ren Horrorzahlen von zunächst
22,4 Milliarden Euro für Griechen-
land und dann sogar von einem
750-Milliarden-Rettungsschirm
für die sonstigen noch kommen-
den Bankrottstaaten der EU, wie
Portugal, Spanien, Irland oder
vielleicht sogar Italien, in den Köp-
fen. Wie Hohn klingt deshalb die
Aussage der Bundeskanzlerin, die
Deutschen müssten sparen und
den Gürtel enger schnallen!“

Karl Schmidbauer
Passau

Leserbriefe sind Äußerungen des
Verfassers und brauchen mit der
Meinung der Redaktion nicht
übereinzustimmen. Die Redaktion
behält sich außerdem das Recht zu
sinnwahrenden Kürzungen vor.
Über Leserbriefe kann keine Kor-
respondenz geführt werden.
Eine weitere Diskussion ist im In-
ternet unter der Adresse
www.pnp.de/forum möglich.

*
Adresse: Passauer Neue Presse,
„Leserforum“, 94030 Passau.
Fax: 0851/802-347.
E-Mail: leserforum@pnp.de.
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Regen. Vor zwei Jahren dachte
man in Regen, man sei an der
Grenze der Belastbarkeit ange-
kommen. Aber beim drumherum
2010 sind die Besucherzahlen
nochmal nach oben gegangen.
„50 000 plus X“, bilanzierte Orga-
nisator Roland Pongratz gestern
am späten Nachmittag. Seit ver-
gangenem Donnerstag ist in Re-
gen das größte Volksmusikfestival
Bayerns gefeiert worden. Auf sie-
ben Bühnen, in den Wirtshaussä-
len, in den Wirtsstuben, auf den
Straßen, in den Schulen, Kirchen,
in der Bücherei und in den Ge-
schäften musizierten und sangen
rund 3500 Musiker. 354 Gruppen
hatten sich angemeldet und waren
im Programm, Dutzende reisten
ohne Anmeldung an und suchten
sich so ihren Platz zum Spielen.
Wertvoll für die aktiven Musikan-
ten sind auch die Seminare: „Jodel
dich frei! − Mit überlieferten Jod-
lern und Arien die Grenzen der
Stimmlage testen“ hieß eines. In
einem anderen ging es um „Land-
lerisch geign − eine Frage des Tak-
tes für Streicher und andere Inter-
essierte“. Begleitend zum drum-
herum 2010, das von der Katholi-
schen Erwachsenenbildung in
Verbindung mit der Stadt Regen,
dem Bayerischen Rundfunk, dem
Bezirk Niederbayern, dem Bezirk
Oberbayern und dem Bezirk
Schwaben veranstaltet wird, fand
zum mittlerweile siebten Mal statt,
die nächste Auflage soll am
Pfingstwochenende 2012 sein.

− luk

50 000 musizieren, tanzen, feiern beim drumherum

Von Petr Jerabek

Augsburg. Ministerpräsident
Horst Seehofer (CSU) knüpft sei-
nen möglichen ersten Prag-Besuch
an Bedingungen. Seehofer wieder-
holte am Sonntag auf dem 61. Su-
detendeutschen Tag in Augsburg
seine Ankündigung, nach Jahr-
zehnten bayerisch-tschechischer
Spannungen im Herbst offiziell
nach Prag reisen zu wollen. Er
stellte aber klar, dass er dazu auf je-
den Fall Spitzenvertreter der Sude-
tendeutschen mitnehmen und die
bayerisch-tschechischen Streit-
punkte auf die Agenda setzen wol-
le. Die bayerische Opposition kri-
tisierte diese Bedingungen.

Seehofer versprach den Sude-
tendeutschen, bei einer möglichen
Tschechien-Reise die Wahrheit
und damit auch die umstrittenen
Beneš-Dekrete zur Vertreibung
und Enteignung der Sudetendeut-
schen nach dem Zweiten Welt-
krieg anzusprechen. „Und ich hal-
te es für selbstverständlich, dass
die Sudetendeutschen auch zur
Delegation des bayerischen Minis-
terpräsidenten gehören.“ Damit
liegt Seehofer auf der Linie seines

Vorvorgängers Edmund Stoiber
(CSU), der während seiner 14-jäh-
rigen Amtszeit allerdings nie zu ei-
nem offiziellen Besuch nach Prag
gereist war.

Der Bundesvorsitzende der Su-
detendeutschen Landsmann-
schaft, Franz Pany, betonte, eine
„Teestunde“ auf der Prager Burg,
bei der „zwischen Exportzahlen
und Forschungszusammenarbeit
auch zwei Sätze zu den Sudeten-
deutschen fallen“, könne nicht

Hallitzky: „15 Jahre
Stillstand sind genug“

unterstützt werden. Auf den
deutsch-tschechischen Beziehun-
gen laste schließlich der Schatten
der „völkerrechtswidrigen“ Nach-
kriegsdekrete.

Der Grünen-Abgeordnete Eike
Hallitzky dagegen sagte, es sei für
das bayerisch-tschechische Ver-
hältnis schlecht, „wenn sich See-
hofer wie seine Vorgänger von den
Sudetendeutschen abhängig
macht“. Seit vielen Jahren harrten

drängende Themen ihrer Lösung,
wie das Atomkraftwerk in Temelin
oder das Fehlen einer leistungsfä-
higen Eisenbahnverbindung zwi-
schen München und Prag. „15 Jah-
re Stillstand in den Beziehungen
zwischen Prag und München sind
genug.“ SPD-Fraktionschef Mar-
kus Rinderspacher rief den Minis-
terpräsidenten auf, die „vielen Ver-
säumnisse“ seines Vorgängers

Stoiber „aus dem Weg zu räumen“.
Ein Besuch in Prag sei „überfällig“.

Insgesamt prägten überwiegend
moderate Töne den Sudetendeut-
schen Tag. Eine Woche vor der
Wahl in Tschechien sparten Spit-
zenvertreter von Heimatvertriebe-
nen und CSU zwar nicht mit Kritik
an den Beneš-Dekreten, hielten
sich aber mit Angriffen auf tsche-
chische Politiker zurück. Der

Sprecher der Sudetendeutschen
Volksgruppe, Bernd Posselt, sagte,
die Vertriebenen wollten weiter
entschlossen gegen die Dekrete
kämpfen. Er äußerte zugleich die
Hoffnung, dass sich durch die
Wahl im Nachbarland etwas bewe-
gen werde.

Ihre höchste Auszeichnung, den
Europäischen Karlspreis, verga-
ben die Sudetendeutschen an Ver-
triebenenpräsidentin Erika Stein-
bach. Bei der Verleihung am Sams-
tag sagte Posselt, Steinbach sei
nicht nur „Vorkämpferin“ des
„dringend notwendigen“ Zen-
trums gegen Vertreibungen. Sie sei
auch „eine erstklassige Botschafte-
rin der deutschen Heimatvertrie-
benen in Europa“.

Steinbach betonte, für Deutsch-
land, aber auch für Europa, sei es
wichtig, dass die Themen Flucht
und Vertreibung mit dem Zentrum
einen festen Platz in Berlin gefun-
den hätten. Sie rief alle Heimatver-
triebenen auf, treibende Kraft die-
ses Projekts zu bleiben. Ihren Geg-
nern warf sie vor, in den Nachbar-
ländern Deutschlands Ängste zu
schüren.

Seehofer knüpft Prag-Reise an Bedingungen
Spitzenvertreter der Sudetendeutschen sollen im Herbst in Tschechien mit dabei sein − Kritik der Opposition − Karlspreis für Steinbach

Dinkelsbühl. Der rumänische
Innenminister Vasile Blaga hat am
Heimattag der Siebenbürger Sach-
sen in der mittelfränkischen Stadt
Dinkelsbühl die enge Verbunden-
heit seines Landes mit den Vertrie-
benen betont. „Wir Rumänen füh-
len heute sehr deutlich, dass Ihre
Aussiedlung aus den angestamm-
ten Gebieten eine empfindliche
Leere hinterlassen hat“, sagte er in
seiner Rede. Mit Blaga nahm erst-
mals ein Mitglied der rumänischen
Regierung an der traditionellen
Veranstaltung teil, zu der nach Ver-
anstalter-Angaben bis zu 15 000
Menschen nach Dinkelsbühl ka-
men. Der Aussiedlerbeauftragte
der Bundesregierung, Christoph
Bergner (CDU), nannte die Äuße-
rungen Blagas historisch. Er sei
traurig, dass das Treffen nicht in
Rumänien stattfinde, sagte Blaga.
„Ich hätte mir gewünscht, dass
mein Land entsprechende Rah-
menbedingungen geschaffen hätte,
damit Sie dort geblieben wären, wo
Ihre Vorfahren und Sie selbst über
acht Jahrhunderte einen Raum des
Wohlstands und der Toleranz ge-
schaffen haben“, sagte der Minis-
ter. Der Verband der Siebenbürger
Sachsen lädt seit 1951 zum Hei-
mattag in Dinkelsbühl ein. Blaga,
der selbst aus Siebenbürgen
stammt, dankte der Bundesregie-
rung für die Unterstützung der ver-
gangenen Jahre. „Ich weiß, dass
auch die Rumäniendeutschen uns
auf diesem Weg unterstützt haben,
so dass wir heute, als Deutsche und
Rumänen, in der großen Familie
der Europäischen Union vereint
sein können“, sagte er. − lby

„Siebenbürger
Sachsen

hinterließen Leere“

Küps. Ein 18 Jahre alter Mann
ist am Samstagmorgen in einer Ver-
kaufsbude auf einem ehemaligen
Sportplatzgelände im oberfränki-
schen Küps (Landkreis Kronach)
erstickt. Er hatte sich in den frühen
Morgenstunden nach einer Ge-
burtstagsfeier in der Hütte neben
einem noch glimmenden Grill zum
Schlafen gelegt, wie das Polizei-
präsidium Oberfranken am Sams-
tag mitteilte. Der junge Mann ließ
das Rollo der Verkaufsbude herun-
ter und schloss die Tür. Am Mor-
gen konnte der alarmierte Notarzt
nur noch den Tod des 18-Jährigen
feststellen. Die Polizei geht von ei-
ner Kohlendioxidvergiftung aus.
Genauere Erkenntnisse erhoffen
sich die Ermittler von einer Ob-
duktion. Der junge Mann hatte mit
rund 35 anderen Gästen an der Ge-
burtstagsfeier teilgenommen.
Nach dem Ende der Party waren ei-
nige Gäste auf dem Platz geblie-
ben, sie schliefen in Fahrzeugen
und einem Zelt. Offenbar wegen
der kalten Witterung ging der 18-
Jährige in der Nacht in die Ver-
kaufsbude. − lby/ddp

Glimmender Grill:
18-Jähriger erstickt
nach Party in Hütte

Die Niederaltaicher Klarinettenmusi sorgte am Pfingstsonntag auf dem Regener Stadtplatz für den richtigen Ton. Eine von 354 Gruppen, die im
offiziellen drumherum-Programm aufgeführt waren. − Foto: Lukaschik

Erika Steinbach, Vorsitzende des Bundes der Vertriebenen, hat von
Bernd Posselt, Sprecher der Sudetendeutschen Landsmannschaft, den
Karlspreis überreicht bekommen. − Foto: dpa


